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ihrer Herrschaft im Konkurrenzkampf mit anderen kapitali­
stischen Ländern und in der Auseinandersetzung mit dem 
Sozialismus erschließen. Zugleich reflektiert dieser politische 
Mechanismus in seiner Struktur, Funktion und-Wirkungs­
weise die Widersprüche zwischen den Mitgliedstaaten und der 
EG. Weiterer Forschungen bedürfen die widersprüchlichen 
Wechselbeziehungen zwischen den zwischenstaatlichen Inte­
grationsmechanismen und den nationalen politischen, staat­
lichen und rechtlichen Einrichtungen, die Tendenzen der An­
gleichung, Verflechtung und Internationalisierung der staat­
lichen Repressions- und Aggressionsapparate sowie die Aus­
wirkungen der staatsmonopolistischen Integration auf die 
Lage und die Kampfbedingungen der Arbeiterklasse (Prof. 
Dr. K.-H. Röder).

Für den Imperialismus besteht objektiv ein Zwang, die 
Widersprüche zwischen imperialistischen Staaten in bestimm­
ten Grenzen zu halten. Dabei gibt es auf diesem internatio­
nalen Feld kollektive Methoden der Anpassung, auf die wie­
derum die Wirkungen des Gesetzes der ungleichmäßigen öko­
nomischen und politischen Entwicklung der kapitalistischen 
Länder Einfluß nehmen. Das ganze Spannungsfeld zwischen 
Nationalstaat und Staatengruppierung (EG) muß stärker her­
ausgearbeitet werden, denn der Nationalstaat ist im Prozeß 
der westeuropäischen Integration keineswegs gegenstandslos 
geworden (Prof. Dr. S. Schwarz).

Im Rahmen der seit den siebziger Jahren zu beobachten­
den verstärkten Tendenzen der Internationalisierung des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus und der Verflechtung 
zwischen Staat und Monopolen auf internationaler Ebene 
erweisen sich die imperialistisch beherrschten Finanz- und 
Währungsinstrumente als höchst subtil verwendbare, auch 
neokolonialistisch ausgerichtete Mechanismen von hoher 
Wirksamkeit zur Erzielung politischer Wirkungen mittels 
ökonomischer Hebel. Sie richten sich primär gegen die bei 
formaler Souveränität ökonomisch vielfach abhängigen Ent­
wicklungsländer, aber auch gegen die sozialistischen Länder 
(Prof. Dr. H. Spiller).

Gerade auch die Untersuchung der Intemationalisierungs- 
prozesse des staatsmonopolistischen Kapitalismus, ihrer ob­
jektiven Grundlagen und ihrer Verflechtung mit Ungleich­
mäßigkeiten der Entwicklung verlangt ein dialektisches Her­
angehen. Zu beachten ist, daß es neben der objektiven Ten­
denz zur Intemationalisierung des Wirtschaftslebens auch 
eine Tendenz der Internationalisierung auf der Ebene der 
transnationalen Monopole gibt, die in einer neuen Verflech­
tungsebene zum Ausdruck kommt. Hier ist ein neues Kon­
fliktfeld entstanden. Es gilt, die Internationalisierungspro­
zesse von verschiedenen Seiten her zu analysieren, diese Sei­
ten zusammenzuführen und zu entsprechenden Verallgemei­
nerungen zu kommen (Prof. Dr. M. Schmidt).

Zur Diskussion
Die Bedeutung des Verteidigers 
für das Recht auf Verteidigung
Rechtsanwalt Dr. FRIEDRICH WOLFF,
Vorsitzender des Kollegiums der Rechtsanwälte in Berlin

Die bisher in der „Neuen Justiz“ geführte Diskussion um das 
Recht auf Verteidigung hat gezeigt, daß es notwendig ist, die 
Erfahrungen der Praxis bei der Gewährleistung dieses Grund­
rechts zu verallgemeinern und die Erkenntnisse auf diesem 
Gebiet auch durch rechtstheoretische Arbeiten zweiter zu ver­
tiefen.1

Das Recht auf Verteidigung ist, wie allgemein bekannt, 
nicht identisch mit dem Recht des Angeklagten auf einen 
Rechtsanwalt als Verteidiger. Der Angeklagte hat eine Viel­
zahl von Rechten zu seiner Verteidigung. Die Gesamtheit 
dieser Rechte macht das Recht auf Verteidigung aus. Einige 
von ihnen sind in § 61 StPO angeführt, weitere sind in ande­
ren Bestimmungen der StPO enthalten. Unter all diesen 
Rechten des Angeklagten, die sein Recht auf Verteidigung 
ausmachen, nimmt das Recht auf einen Verteidiger eine be­
sondere Stellung ein. Der Verteidiger hat fast alle Rechte, 
die der Angeklagte hat; ausgenommen sind nur solche Rechte 
wie das letzte Wort, die Entscheidung über die Einlegung der 
Berufung und die Wahl eines Verteidigers bzw. eines weite­
ren Verteidigers. Andererseits hat der Rechtsanwalt ein 
Recht, das der Angeklagte selbst nicht hat, nämlich das Recht 
auf Akteneinsicht. Der Rechtsanwalt erweitert damit schon 
rein quantitativ gesehen die Verteidigungsrechte des Ange­
klagten.

Zu den mannigfachen Rechten des Angeklagten, die sein 
Recht auf Verteidigung ausmachen, gehört sein Recht auf 
Selbstverteidigung und sein Recht, sich einen oder mehrere 
Verteidiger zu wählen. Letzteres tritt nicht an die Stelle des 
Rechts auf Selbstverteidigung, sondern kommt noch hinzu. 
Die Alternative, die die StPO jedem Angeklagten gewährt, 
ist folglich Selbstverteidigung oder Verteidigung durch einen 
bzw. mehrere Rechtsanwälte plus Selbstverteidigung. Der 
Verzicht auf einen Verteidiger ist daher m. E. für den Ange­
klagten nicht der Verzicht auf lediglich eines von vielen mög­
lichen Verteidigungsrechten, sondern er verzichtet damit auf 
einen ganzen Komplex dieser Rechte.

Hinderungsgründe für wirksame Selbstverteidigung

Juristische Selbstverteidigung muß m. E. als eine Kunst be­
zeichnet werden, die vollendet nur wenige können. Der Grund 
für diese Tatsache liegt nicht im Recht. Die Verteidigungs­
möglichkeiten, die die StPO dem Angeklagten gibt, sind groß. 
Doch der Angeklagte vermag sie aus persönlichen Gründen 
oft nur sehr unzulänglich zu nutzen.

Die Befangenheit des Angeklagten in eigener Sache zeitigt 
negative Wirkungen nicht erst in der Hauptverhandlung. Das 
beginnt schon mit der Wahl der richtigen Verteidigungskon­
zeption ohne Beratung mit einem Rechtsanwalt. Da ist die 
Frage zu entscheiden: leugnen oder gestehen? Wie oft ent­
scheidet sich hier der Angeklagte falsch. Er leugnet, obgleich 
er überführt ist; er gesteht, obgleich er die Tat nicht began­
gen hat. Er handelt so, weil er befangen ist und seine Lage* 
nicht real einschätzt. Er sieht sie zu rosig oder zu schwarz.

Aus seiner Befangenheit in eigener Sache heraus hat der 
Angeklagte auch spezifische Motive. Er will vielleicht seine 
Frau oder seinen Freund decken oder sie zu Unrecht belasten. 
Er hat Angst vor der Strafe, also lügt er aus Angst oder ge­
steht aus Angst. Er ist wütend über einen Mittäter, einen Zeu­
gen, einen Vernehmer, und das beeinflußt seine Verteidi­
gungskonzeption. Er tritt deshalb trotzig auf, obgleich er im 
Grunde seiner Seele selbst schon einsichtig ist. Er macht sich 
unter dem Eindruck des Geschehens Vorwürfe, die objektiv 
unbegründet sind, oder hält sich ebenso unbegründet selbst 
in voller Überzeugung für unschuldig.

Die Praxis bietet für diese Situation täglich Beispiele. Die 
Befangenheit des Angeklagten in eigener Sache wird durch 
die ungewohnte Atmosphäre der Hauptverhandlung, die An­
wesenheit befreundeter oder mißliebiger Zuhörer und andere 
Faktoren noch zusätzlich verstärkt. Besonders deutlich wird 
der Einfluß dieser Umstände z. B., wenn ein Jurist in einem 
Zivil-, Familien- oder Arbeitsrechtsverfahren in eigener 
Sache als Kläger oder Verklagter auftritt. Ohne Rechtsanwalt 
ist er selten gut beraten und macht häufig entscheidende Feh­
ler, die man gerade von ihm nicht erwartet.

Die Befangenheit ist also ein echtes Hindernis für wirk­
same juristische Selbstverteidigung. Es ist selbstverständlich, 
daß ein Richter in eigener Sache nicht urteilen darf, weil ihm 
die Befangenheit mit großer Wahrscheinlichkeit das Urteils­
vermögen trübt. Verteidigung verlangt, soll sie wirksam sein, 
auch Urteilsvermögen, Distanz, Ruhe und Beherrschtheit.

, Schon allein aus diesen Gründen kann m. E. der Angeklagte 
kaum selbst sein bester Verteidiger sein.

Wirksame Verteidigung ist — so meine ich — schon aus 
psychologischen Gründen besser durch einen Dritten möglich. 
Dabei kommt zu der Tatsache der Befangenheit des Ange­
klagten der Umstand hinzu, daß es m. E. auf ein Gericht an­
ders wirkt, wenn der Angeklagte sich selbst ein gutes Zeug­
nis ausstellt, als wenn es sein Verteidiger tut.

Ein weiteres Hindernis für die Selbstverteidigung ist 
meist die Unwissenheit des Angeklagten in Fragen des mate­
riellen Rechts und des Prozeßrechts. Gericht, Staatsanwalt 
und Untersuchungsorgane stellen zwar im sozialistischen 
Strafprozeß gemäß §§ 22 ff. StPO alle zur Entscheidung über

1 Vgl. dazu L. Franz ln Nj 1984, Heft 11, S. 467; G. Gysi ln NJ 1985, 
Heft 2, S. 77; F. Mühlberger ln NJ 1985, Heft 8, S. 333; I. Buchholz ln 
NJ 1986, Heft 1, S. 30 und M. Hirschfelder ln NJ 1986, Heft 1, S. 30.


